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(Überarbeitete Fassung des Beitrages auf dem 17. Dresdner Friedenssymposium.) 
 
 
„Tief ist der Brunnen der Vergangenheit. Sollte man ihn nicht unergründlich 
nennen?“ Mit diesen Sätzen beginnt Thomas Mann seinen Roman: „Joseph und 
seine Brüder“. Er meint, je tiefer man in die „Unterwelt des Vergangenen“ 
vordringt, desto mehr treten die Anfangsgründe der Geschichte zutage und 
erweisen sich als unerlotbar. Das mag die eine Seite sein: Sich der Geschichte 
vergewissern zu wollen, und doch nur neue Fragen zu finden. Die andere Seite kam 
in dem sowjetischen Witz aus den 1950er Jahren zum Ausdruck, dessen Pointe 
war: „Was sich bei uns am schnellsten ändert, ist die Geschichte.“ Heute wissen 
wir, das war keine Eigenheit des Realsozialismus, sondern ist Charakteristikum 
jedes Herrschaftssystems. Je länger das Ende der DDR zurückliegt, desto 
verbissener werden die Bemühungen, ihre Geschichte auf „Unrecht“, „Diktatur“ 
und „Zwang“ zu reduzieren. Eine Vorgabe machte die CDU auf ihrem Parteitag 
2008, auf dem sie beschloß, die Geschichte der DDR sei auf „40 Jahre politisches 
Unrecht“1 einzudampfen, womit sie nicht nur die Probleme der heutigen Lage im 
Osten Deutschlands auf die Vergangenheit projiziert, sondern zugleich ihre 
Mitwirkung im politischen System der DDR zu vertuschen trachtet. Mit dem 
Diktum, Ostdeutsche würden „die Konfrontation mit den Schattenseiten ihrer 
eigenen Geschichte“ meiden,2 stellt der derzeitige Bundeswart für das 
Stasizellenwesen, Hubertus Knabe, alle früheren DDR-Bürger unter einen 
Generalverdacht, dem durch Umerziehung und Volksauflärung zu begegnen sei. 
Noch nie in den vergangenen zwanzig Jahren war der von oben geschichtspolitisch 
verordnete Eifer so groß, diese Verteufelung zielstrebig zu betreiben. Zugleich 
jedoch drängt sich die dumpfe Ahnung auf, daß – nicht zuletzt angesichts der 
Ungewißheiten in der derzeitigen Weltwirtschaftskrise – die heute Herrschenden 
wenig Vertrauen in den Kitt haben müssen, der die jetzige real existierende 
Gesellschaft zusammenhält, wenn sie ihn aus jener nachträglichen Verlästerung zu 
gewinnen trachten. 
Zugleich werden damit Schleier über die jüngere und jüngste Geschichte gelegt, um 
die Lügen und Verbrechen der neuen „Sieger der Geschichte“ zu verhüllen. Wie 
war das doch mit der Völkermordlüge und dem Auschwitz-Vergleich, um vor zehn 
Jahren Deutschland gegen Jugoslawien endlich in die Kriegsführungsfähigkeit 
hinein zu manövrieren? Und wo sind die Massenvernichtungswaffen des Saddam 
Hussein, um derentwillen Bush II, wie er vorgab, den Aggressionskrieg gegen den 
Irak vom Zaune brechen zu sollen? Hat die Eroberung und Besetzung Afghanistans 
die Verhaftung von Bin Laden gebracht, der doch angeblich für den Zusammensturz 
des World Trade Centers in New York am 11. September 2001 verantwortlich war? 
Man zieht es vor zu schweigen und spricht statt dessen von sich ausformender 
Demokratie in Serbien und im Kosovo sowie in Irak, von Frauenrechten usw. Die 
Obama-Regierung hat festgelegt, die offizielle Sprache von den Bush-Ungetümen 
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zu reinigen: der Terminus Global War on Terror wird ab sofort ersetzt durch 
Overseas Contingency Operation, was in entsprechendem Büro-Deutsch dann 
heißt: Krisenfallmaßnahme in Übersee.3 Doch die Änderung der Sprache kann nur 
der geringere Teil der Veränderung sein, wie auch die Schließung des Folterlagers 
von Guantanamo das eine ist, die Bestrafung bzw. Nicht-Bestrafung der Schuldigen, 
bis hin zur Befehlsebene, aber das andere. 
Tatsächlich jedoch sind wir bereits in einer veränderten Situation gegenüber der vor 
fünfzehn, zehn oder auch zwei Jahren. Das hängt mit der internationalen 
Finanzkrise, dem Scheitern der neoliberalen Ideologie und Politik, der neuen Rolle 
Chinas, Indiens, Brasiliens und Rußlands in der internationalen Szenerie, aber auch 
mit der Wahl von Barack Obama zum Präsidenten der USA zusammen. Nur die 
NATO, die soll unbedingt bleiben. Das zumindest war der Grundtenor der offiziellen 
Bekundungen aus Anlaß des 60. NATO-Jubiläums. Allerdings waren auch die 
Demontrationen gegen die NATO nicht das, was sie zu Zeiten des Obama-
Vorgängers waren, weder hinsichtlich der Zahl der Demonstranten noch in der 
Nachhaltigkeit der politischen Manifestation. Obama wird nicht als Haßfigur 
wahrgenommen. Es waren auch nicht wenige junge Menschen, die in Europa zu 
seinen öffentlichen Auftritten kamen. In der Bevölkerung gibt es keine Stimmung 
gegen Obama und keine gegen die NATO; die Afghanistan-Einsätze werden 
hierzulande offenbar fatalistisch hingenommen, zumindest solange sich die Lage 
dort nicht abrupt verschlechtert. Gerade deshalb ist es um so dringlicher, vertieft 
über Alternativen nachzudenken. Es wird keine anderen Mehrheiten in der NATO-
Frage geben ohne tragfähige Alternativkonzepte. 
 
Die Logik des Kalten Krieges 
 
Gerade weil wir es wieder mit tendenziösen Interpretationen der Geschichte zu tun 
haben, ist ein Blick auf die historischen Konstellationen erforderlich, um die 
gegenwärtigen Entwicklungen zu verstehen. Die NATO (North Atlantic Treaty 
Organization, zu deutsch: die Nordatlantik-Vertrags-Organisation) wurde per Vertrag 
am 4. April 1949 geschaffen. Am 23. Oktober 1954 wurden die Pariser Verträge 
unterzeichnet, nach denen die Bundesrepublik Deutschland Mitglied der NATO 
wurde. Sie traten am 5. Mai 1955 in Kraft. Den Beitritt der BRD sah die sowjetische 
Führung als wesentliche Verschlechterung der Situation in der Mitte Europas an. So 
gründeten die Sowjetunion und weitere osteuropäische Staaten unter Einbeziehung 
der DDR am 14. Mai 1955 die Organisation des Warschauer Vertrages. NATO und 
Warschauer Vertrag bildeten dann bis 1990 die militärisch-politischen 
Grundstrukturen des Kalten Krieges bzw. der Ost-West-Auseinandersetzung in 
Europa. 
Wichtig für das Verständnis der Logik des Kalten Krieges ist: Beide Seiten 
unterstellten sich gegenseitig aggressive Absichten bei gleichzeitiger Bekundung 
eigener friedlicher und rein defensiver Bestrebungen; beides war Teil der 
tatsächlichen politischen, wirtschaftlichen, sozialen, geistigen und militärischen 
Auseinandersetzungen zwischen den Hauptsiegermächten des Zweiten Weltkrieges 
um die Gestaltung der gesellschaftspolitischen und territorialen Ordnung in Europa 
und in der Welt. So heißt es in einer Publikation der Bundeszentrale für politische 
Bildung, die nach dem Ende des Kalten Krieges erschien und zugleich die 
ursprüngliche westliche Sicht übernimmt, nun gleichsam als die Sicht der „Sieger“, 
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zur Gründung der NATO: „Das hatte niemand gewollt und kaum jemand 
vorausgesehen; von den 3,1 Millionen Soldaten der amerikanischen Armee bei 
Kriegsende standen ein Jahr später noch 391.000 in Europa, die beinahe 300.000 
Mann zählenden kanadischen Truppen waren nach Hause zurückgekehrt und von 
den 1,32 Millionen britischen Soldaten blieb wenig mehr als ein Drittel auf dem 
Kontinent zurück. Im Gegensatz dazu stand der bis an die Elbe vorgestoßene 
Truppenkoloß der Roten Armee in fast unverminderter Größe da, als wollte er, einer 
Lawine gleich, Westeuropa unter seinem Gewicht erdrücken. 1948 erschreckten der 
Umsturz in Prag und die drohende Blockade Berlins auch jene, die bis dahin stets 
noch an eine Verständigung mit Stalin geglaubt hatten. Die Fehler und 
Versäumnisse westlicher Politik während und unmittelbar nach dem Kriege 
forderten ihren Preis. Er bestand nicht nur in der Spaltung Europas, sondern 
zusätzlich noch in der Verteidigung seines frei gebliebenen Teiles.“ 
Zur Bedeutung der NATO-Gründung wird dann weiter ausgeführt: „Zwei Faktoren 
machten die Gründung des atlantischen Bündnisses zu einem einschneidenden 
Geschehnis in der Nachkriegsentwicklung Europas: Einmal bildete diese Allianz die 
institutionelle Klammer zwischen Westeuropa und Nordamerika, indem sie die 
Vereinigten Staaten erstmals als politische Kraft an den europäischen Kontinent 
band. Das bedeutete mehr als nur ein vorübergehendes militärisches Engagement; 
denn Amerika nahm bald auch am Fortgang der europäischen Integration aktiven 
Anteil. Zweitens machte aber die amerikanische Präsenz in Europa dessen Spaltung 
zu einem untrennbaren Bestandteil der sich auf globaler Ebene vollziehenden 
Teilung der Welt in Ost und West. Die Sowjetunion sah sich durch eigenes 
Verschulden um die größte Frucht ihrer Kriegsanstrengungen gebracht: Die von 
einem Atombombenmonopol geschützte Rückkehr der Vereinigten Staaten nach 
Europa setzte der eben errungenen Vormachtstellung Moskaus ein so ernst zu 
nehmendes Gewicht entgegen, daß der kommunistische Vormarsch auf 
unabsehbare Zeit zum Stehen gebracht wurde.“4 
Umgekehrt wurde die sowjetische Perspektive – in der groberen Sprache der 
damaligen Zeit und Politik – im Jahre 1952 so formuliert: „Die Machthaber der USA 
haben die Ziele ihres aggressiven Kurses unverhohlen genug formuliert. Bereits im 
Jahre 1945, kurz nachdem Truman das Amt des Präsidenten der Vereinigten 
Staaten angetreten hatte, erklärte er, daß ‚der Sieg das amerikanische Volk vor die 
ständige und brennende Notwendigkeit gestellt hat, die Welt zu führen‘. Auch 
später erklärten Truman und andere amerikanische Politiker mehrfach, daß die ‚USA 
auf die Führung der Welt‘ Anspruch erheben. Dieser Kurs auf Eroberung der 
Weltherrschaft, auf Unterwerfung aller anderen Länder ist das Leitmotiv der 
gesamten Politik der amerikanischen imperialistischen Oberschicht. Die 
Hauptmacher der USA wußten natürlich, daß man die Herrschaft über andere 
Nationen auf friedlichem Wege nicht erringen kann... Und da die UdSSR der 
Hauptgegner eines neuen Krieges, das stärkste Bollwerk des Friedens ist, kamen 
die Hauptmacher der USA zu der Schlußfolgerung, daß man den Krieg gegen die 
UdSSR und die anderen Anhänger des Friedens entfesseln muß. So entstand der 
aggressive Nordatlantikblock... Um aber die aggressiven Ziele dieses Blocks vor 
dem Volk zu verbergen und das Volk zu täuschen, gaben sie ihn als ‚Verteidigungs‘-
Block gegen den ‚Kommunismus‘, gegen die Sowjetunion aus, die angeblich die 
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USA, England, Frankreich und andere Mitglieder des Blocks zu überfallen 
beabsichtige.“5 
Bereits hier ist deutlich, daß sich die Lageeinschätzungen der beiden Seiten im 
Wesentlichen spiegelverkehrt entsprechen. Die ursprüngliche Kernaussage des 
USA-Präsidenten Harry S. Trumen war ein Satz aus seiner Botschaft vor dem US-
Kongreß am 19. Dezember 1945, der da lautete: „Wir müssen alle gestehen, daß 
der Sieg, den wir errungen haben, dem amerikanischen Volk die Bürde der 
dauernden Verantwortung für die Führung der Welt auferlegt hat.“6 Die sowjetische 
Staatspartei und Regierung faßte bereits den Terminus „Führung“ als Bedrohung 
auf und assoziierte ihn mit dem Vorherrschaftsanspruch des gerade geschlagenen 
Hitler-Deutschlands und der Erfahrung Rußlands, daß es in der ganzen Geschichte 
noch keinen Aspiranten auf Vorherrschaft gegeben hatte, der nicht gewaltsam, am 
Ende kriegerisch vorgegangen wäre. Aus der US-amerikanischen Perspektive ist er 
zunächst Ausdruck eines politisch-moralischen Anspruchs, der sich aus den 
Gründungsmythen der USA, ihrem republikanischen Demokratismus ergibt, der erst 
im Zeitalter des Imperialismus zur Akklamation für die imperialistische Politik der 
USA wurde. Im Kern ist in dem Anspruch auf „Führung“ der USA immer beides 
enthalten, weshalb auch heute genau zu unterscheiden ist, was Barack Obama mit 
politisch-moralischem Gestus formuliert und wie die Regierungen anderer Staaten 
dies verstehen. 
Die sowjetische Führung blieb auch nach Stalins Tod bei ihrer Grundeinschätzung 
und betrachtete die USA-Politik der Militärpakte – unter denen die NATO nur einer 
war – als Ausdruck einer sich verstärkenden Bedrohung und Einkreisung. Vier Jahre 
später hieß es in diesem Sinne: „Bald nach dem Ende des zweiten Weltkrieges 
wurde in der Politik der Vereinigten Staaten von Amerika, Großbritanniens und 
Frankeichs der Einfluß reaktionärer, militaristischer Kreise immer stärker spürbar, 
und die Bestrebungen, anderen Ländern durch wirtschaftlichen und politischen 
Druck, durch Drohungen und militärische Provokationen ihren Willen aufzuzwingen, 
gewannen die Oberhand. Dieser Kurs erhielt die Bezeichnung ‚Politik der Stärke‘... 
Die internationale Atmosphäre wurde durch eine Kriegspsychose vergiftet. Die 
forcierte Aufrüstung begann immer ungeheuerlichere Ausmaße anzunehmen. Auf 
dem Territorium von Staaten, die Tausende Kilometer von den Grenzen der USA 
entfernt liegen, wurden viele große amerikanische Militärstützpunkte errichtet, 
deren Spitze gegen die UdSSR und die volksdemokratischen Länder gerichtet ist. 
Gegen die Länder des sozialistischen Lagers wurde der sogenannte kalte Krieg 
begonnen... Der blutige Krieg in Korea wurde entfesselt; lange Jahre zog sich der 
Krieg in Indochina hin. Die Inspiratoren des kalten Krieges beschritten den Weg der 
Schaffung militärischer Blocks. Viele Länder sahen sich entgegen dem Willen der 
Völker in abgekapselte aggressive Gruppierungen einbezogen: in den 
Nordatlantikblock, die Westeuropäische Union, die SEATO (Militärblock für 
Südostasien) und den Bagdad-Pakt. Die Organisatoren der Militärblocks versichern, 
sie schlössen sich zur Verteidigung, zum Schutz gegen die ‚kommunistische 
Bedrohung‘ zusammen. Aber das ist pure Heuchelei. Aus der Geschichte ist 
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bekannt, daß die imperialistischen Mächte immer dann dazu schritten, Militärblocks 
zu schmieden, wenn sie eine Neuaufteilung der Welt vorhatten.“7 
Daraus hätten „die friedliebenden Staaten... entsprechende Schlußfolgerungen 
ziehen“ müssen: „Dazu gezwungen, ihre Kräfte und Hilfsquellen zu vereinigen, 
haben unsere Staaten den Warschauer Vertrag geschlossen, der ein wichtiger 
stabilisierender Faktor in Europa ist. Sie sind entschlossen, all ihre Kräfte 
einzusetzen, um das friedliche Leben ihrer Völker zu beschützen und keinen neuen 
Kriegsbrand in Europa zuzulassen.“8 
Analysiert man die Argumentationsfiguren beider Seiten, so fällt zunächst ins Auge, 
daß beide die Gefahr durch die andere Seite unterstellen, gegen die man sich 
verteidigt: der Westen durch die Gründung der NATO, der Osten in Gestalt der 
Gründung des Warschauer Vertrages. Gasteyger hantiert mit „Koloß“ und 
„Lawine“; die angeführten Zahlen sind unredlich, weil er zur sowjetischen Armee 
keine anführt. Die „Gruppe der sowjetischen Streitkräfte in Deutschland“ (GSSD) 
war zunächst reduziert worden wie die amerikanischen Besatzungstruppen in 
Westdeutschland und hatte 1947 eine Stärke von etwa 350.000 Mann. Mit der 
Zuspitzung der internationalen Lage ab 1948 wurde sie auf etwa eine halbe Million 
Mann erhöht. Damit war die GSSD aber immer noch nicht signifikant größer als die 
westlichen Truppen in Westdeutschland. Die Vorstellung vom „Koloß“ entsteht nur 
dann, wenn man die zusammenhängende Landmasse von der Elbe bis 
Wladiwostok in den Blick nimmt, während die USA jenseits des Atlantiks liegen. 
Aus der sowjetischen Perspektive sind bereits die Erklärung eines 
„Führungsanspruchs“ der USA, das Konzept einer „Politik der Stärke“ und die 
Existenz der USA-geführten Militärblöcke Ausdruck der Bedrohung. 
Die „kommunistische Bedrohung“ wird in der westlichen Perzeption als gegeben 
unterstellt, wie in der östlichen die westliche Bedrohung der Sowjetunion qua 
„imperialistischen Charakters“. Damit ist der Ausgangspunkt für die Annahme, was 
die andere Seite im Schilde führt, wesentlich ideologisch hergeleitet. Der Westen 
argumentiert mit der kommunistischen Machtübernahme in der Tschechoslowakei 
1948 und mit der Berlin-Blockade, der Osten mit den Kriegen in Korea und 
Indochina.  
Die konkrete historische Abfolge ist allerdings allein schon in Europa komplizierter. 
Dabei ist auf ganz Europa zu schauen. In Frankreich und Italien waren die 
kommunistischen Parteien große, eigenständige Massenparteien, die tief in der 
nationalen Geschichte verankert waren und einen beträchtlichen Anteil am 
Widerstandskampf gegen die deutsche Besatzung im zweiten Weltkrieg hatten. 
Beide waren maßgebliche politische Mitbegründer der neuen Staatlichkeit nach 
Besatzung und zweitem Weltkrieg. Die Kommunistische Partei Frankreichs hatte bei 
den Wahlen zur Nationalversammlung am 10. November 1946 5,5 Millionen 
Stimmen erhalten und einen Wähleranteil von 28 Prozent. Die Kommunistische 
Partei Italiens war aus den Wahlen zur Verfassungsgebenden Versammlung am 2. 
Juni 1946 als drittstärkste Partei des Landes hervorgegangen. Am 5. Mai 1947 
wurden in Frankreich, nicht zuletzt auf Druck der USA, die kommunistischen 
Minister aus der Regierung gedrängt, am 31. Mai 1947 geschah dies in Italien. 
Genau zu dieser Zeit begannen die Vorbereitungen für den Marshallplan, der neben 
der Hilfe für die notleidende und hungernde Bevölkerung des durch den Krieg 
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zerstörten Europas und die Schaffung eines Absatzmarktes für die amerikanische 
Überproduktion auf eine Eindämmung der Sowjetunion in Europa zielte. Nach 
außen hin wurde die Marshallplan-Hilfe auch der Sowjetunion und den 
osteuropäischen Ländern angeboten, während man sich intern von Anfang an 
darüber klar war, daß diese das Angebot nicht annehmen könnten, ohne ihre 
außenpolitische und gesellschaftspolitische Eigenständigkeit aufzugeben. Diese 
sahen darin folgerichtig den Versuch, die Souveränität der europäischen Staaten zu 
unterminieren und eine auch politische Abhängigkeit von den USA zu schaffen, und 
lehnten den Marshallplan ab. Im Februar 1948 wurden dann in der 
Tschechoslowakei die bürgerlichen Minister aus der Regierung gedrängt, was von 
Gasteyger ja als einer der Auslöser der NATO-Gründung unterstellt wurde. 
Tatsächlich hatte beides – die Herausdrängung der kommunistischen Minister in 
Frankreich und Italien und die der bürgerlichen Minister in der Tschechoslowakei – 
mit der Konstellation um den Marshallplan zu tun: Im Westen sollte auf Wunsch der 
USA die Zustimmung der Regierungen zum Marshallplan gesichert werden, im 
Osten dessen Ablehnung auf Geheiß der Sowjetunion. Deshalb wurden die 
Mitglieder in den jeweiligen Regierungen, die als jeweils der anderen Seite 
möglicherweise zuneigend wahrgenommen wurden, präventiv entfernt. Insgesamt 
bedeutete dies die Vertiefung der Spaltung Europas im Zeichen des Kalten Krieges 
bereits im Vorfeld der NATO-Gründung. 
Die Zeit von 1945 bis 1990, vom Ende des zweiten Weltkrieges bis zur Charta von 
Paris, war insgesamt nicht eine Phase allgemeinen Friedens, sondern politischer, 
wirtschaftlicher, geistiger und nicht zuletzt militärischer Auseinandersetzungen, die 
zunächst vor allem auch in Europa ausgetragen wurden. In Polen und Griechenland 
gingen bewaffnete Bürgerkriege bis 1948; sie wurden in Polen zugunsten des 
Realsozialismus und in Griechenland zugunsten des Westens entschieden. Die 
Auseinandersetzungen in und um Deutschland wurden mit der Währungsreform in 
den westlichen Besatzungszonen, der Blockade Westberlins (Juni 1948 bis Mai 
1949) durch die Sowjetunion und der Luftbrücke durch die Westalliierten – auch in 
Bezug auf die deutschen Angelegenheiten nimmt Gasteyger nur einen Teil heraus, 
losgelöst vom historischen Kontext –, die doppelte Staatsgründung 1949 bis zum 
Bau der Berliner Mauer 1961 geführt. Danach war klar, die politisch-militärischen 
Grenzlinien in Europa liegen fest und die zwei deutschen Staaten sind in die beiden 
gesellschaftlich-politischen Systeme und Bündnisorganisationen eingeordnet – 
solange die Bedingungen des Kalten Krieges und der Systemauseinandersetzung 
anhalten. Durch die Verträge der Sowjetunion und Polens mit der Bundesrepublik 
Deutschland (1970), das Vierseitige Abkommen über Westberlin (1971), die darauf 
folgenden Verträge zwischen der DDR und der Bundesrepublik sowie zwischen der 
Tschechoslowakei und der Bundesrepublik und schließlich die Schlußakte der 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) des Jahres 1975 
wurde die Lage in Europa entspannt und produzierte keine eigenen Kriegsgefahren 
mehr. 
Charakteristisch für den Kalten Krieg blieben jedoch Kriege an der „Peripherie“ des 
Ost-West-Konflikts, d. h. Kriege in Asien, Afrika und Lateinamerika. Insbesondere 
waren dies der Korea-Krieg der USA und des Westens (1950-53), die Vietnam-
Kriege Frankreichs (1946-54) und der USA (1965-75), die Kriege im Nahen Osten 
seit 1956, der Afghanistan-Krieg der Sowjetunion (1979-89) sowie seit den 1960er 
Jahren mehrere Kriege in Afrika und der von den USA geführte Krieg gegen die 
Sandinistas in Nikaragua (1981-90). Hinzu kam das Wettrüsten zwischen USA und 
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UdSSR, NATO und Warschauer Vertrag als die dritte Dimension der Ost-West-
Auseinandersetzung. Insbesondere das Rüsten auf dem nuklear-strategischen 
Gebiet produzierte die Gefahr eines mit Atomwaffen geführten Weltkrieges, der die 
Vernichtung der Menschheit hätte zur Folge haben können. Die wohl deutlichste 
Zuspitzung war die „Kuba-Krise“ 1962, als beide Seiten plötzlich merkten, daß ihre 
Politik der Eskalation des Konfliktes an den Rand des Abgrundes geführt hatte. Es 
wurde vereinbart, daß die USA Kuba nicht militärisch angreifen und die 
Sowjetunion im Gegenzug keine Mittelstreckenraketen auf Kuba stationiert. Danach 
folgten Schritte zur Eindämmung des Wettrüstens, so die Einrichtung einer direkten 
Telefonverbindung zwischen dem Weißen Haus und dem Kreml, der Vertrag über 
Kernwaffenversuche (1963), der Vertrag über die Nichtweiterverbreitung von 
Kernwaffen (1968) sowie die Verträge zur Begrenzung strategischer 
Waffensysteme, zum Verbot biologischer Waffen und zur Beseitigung der nuklearen 
Mittelstreckenraketen (1970er und 80er Jahre). 
In der Rückschau betrachtet war der Kalte Krieg „kalt“ in dem Sinne, daß er auf der 
globalen Ebene vor allem als Wettrüsten, aber nicht als großer Krieg geführt wurde; 
im Herzen Europas war er eine Auseinandersetzung, die vor allem mit politischen, 
wirtschaftlichen und ideologischen Mitteln geführt wurde, während in der Welt des 
Südens tatsächlich blutige Kriege „niederer Intensität“ („niedrig“ im Vergleich zu 
dem gedachten und geplanten atomaren Weltkrieg) geführt wurden.  
Offensichtlich bei all dem ist jedenfalls: NATO wie Warschauer Vertrag standen in 
der Logik des Kalten Krieges, entstanden und entwickelten sich aus ihm heraus und 
mit ihm. Die beiden Militärpakte haben einerseits zur Eskalation des Ost-West-
Konflikts beigetragen, indem sie die Instrumentarien schufen und 
vervollkommneten, einen großen, auch mit atomaren Waffen ausgetragenen Krieg 
in Europa führen zu können. Andererseits haben sie dazu beigetragen, ihre 
Teilnehmer zu disziplinieren und tatsächliche oder mögliche Konflikte in Europa und 
darüber hinaus unter Kontrolle zu halten und ggf. zu deeskalieren. Unter der 
späteren Perspektive läßt sich sagen: Die Konfliktparteien handelten rational und 
waren beiderseitig berechenbar und als Vertragspartner zuverlässig, zumindest 
solange die Annahme von der gegenseitigen Abschreckung zugrunde gelegt wurde. 
In der zweiten Hälfte der 1980er Jahre neigte sich der Ost-West-Konflikt, oder, mit 
einem anderen Wort, die Systemauseinandersetzung des 20. Jahrhunderts 
zwischen dem Realsozialismus und dem Westen seinem Ende zu. Gorbatschow, 
Schewardnadse, Jakowlew und andere, die in Moskau Verantwortung trugen, 
hatten mit der von ihnen verantworteten Friedenspolitik der Sowjetunion die USA in 
eine außenpolitische Defensive gebracht, den Rückzug aus Afghanistan und 
anderen Ländern der Welt sowie einseitige Schritte der Rüstungsbegrenzung und 
Abrüstung vollzogen und faktisch den Kalten Krieg beendet. Dabei waren sie davon 
ausgegangen, daß die systemische Differenz zwischen den beiden 
Gesellschaftssystemen die eigentliche Ursache der Spannungen und der 
Kriegsgefahr gewesen seien. Die Charta von Paris für ein neues Europa als 
Erklärung der Staats- und Regierungschefs der KSZE-Staaten vom 21. November 
1990 wurde in diesem Sinne als Dokument der Beendigung des Kalten Krieges und 
der Blockkonfrontation angesehen. Frieden, eine auf Menschenrechten und 
Grundfreiheiten beruhende Demokratie sowie Marktwirtschaft sollten die 
gemeinsame Grundlage der weiteren Entwicklung Europas sein.9 Der Warschauer 
Vertrag löste sich auf. Nichts lag näher als die Vorstellung, daß nun die NATO 
                                                           
9 Charta von Paris, in: Curt Gasteyger, a.a.O., S. 538ff. 
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ebenfalls verschwindet. Auch viele Politiker und Politikwissenschaftler im Westen 
erwarteten dies. 
 
Die andere Weichenstellung 
 
Tatsächlich jedoch wurde bereits mit dem Golfkrieg von 1990, das heißt vor der 
Unterzeichnung jener Charta von Paris, etwas anderes deutlich. Die USA unter 
Präsident Bush I wollten diesen Krieg, um ihre Dominanz in der angestrebten 
„Neuen Weltordnung“ – das heißt der internationalen Ordnung nach dem Ende des 
Ost-West-Konflikts – Realität werden zu lassen. Den Casus belli führte die US-
amerikanische Diplomatie selbst herbei: Saddam Hussein, der damalige Staatschef 
des Irak, der nach dem ruinösen Krieg gegen den Iran die irakischen Schulden 
abbauen wollte, indem er das ölreiche Nachbarland Kuweit einverleibte, bestellte 
die US-Botschafterin und fragte sie, wie die USA auf eine Annexion Kuweits 
reagieren würden. Sie antwortete, diese sähen ihre Interessen nicht tangiert, es sei 
eine „inner-arabische Angelegenheit“ – was Saddam Hussein als Akzeptanz 
verstand, um anschließend die Botschafterin desavouiert und sich im Konflikt mit 
der Weltgemeinschaft zu sehen. Allerdings war die völkerrechtliche Sachlage klar: 
Saddam Hussein hatte ein souveränes Land überfallen und der UNO-Sicherheitsrat 
sanktionierte den Militäreinsatz.10 Das unterscheidet jenen Golfkrieg immerhin noch 
von allen nachfolgenden Kriegen des Imperiums, als das sich der Westen in den 
zwei Jahrzehnten seit dem Ende des Kalten Krieges gebärdete. Entscheidend in 
dem hier zu betrachtenden Zusammenhang war jedoch etwas anderes: Während in 
Europa eine euphorische Freude über das Ende des Kalten Krieges Platz griff, in 
Deutschland die zweite Vereinigung (nach der von 1871) auf die Tagesordnung 
rückte und die Moskauer kommunistische Führung ihr historisches Kapitulieren als 
großen Erfolg perzipierte, bereitete die US-Regierung eine Neuordnung der Welt 
vor, zu der an der „Peripherie“ auch regionale Kriege gehörten, bei denen sie durch 
die frühere Gegenmacht des Kalten Krieges nicht mehr behindert werden konnte. 
Im Zuge des deutschen Vereinigungsprozesses bestanden die USA auf der 
Einbeziehung des neu entstehenden einheitlichen Deutschlands in die NATO. Der 
Sowjetunion die Zustimmung dazu abzuhandeln, schickte Bush seinen 
Außenminister Baker nach Moskau, der am 9. Februar 1990 mit Staatschef 
Gorbatschow und Außenminister Schewardnadse zusammentraf. Die Frage, die 
Baker stellte, lautete: „Würden Sie ein wiedervereinigtes Deutschland außerhalb der 
NATO und ohne US-Streitkräfte, dafür aber vielleicht mit eigenen Atomwaffen, 
lieber sehen? Oder ziehen Sie ein wiedervereinigtes Deutschland vor, das an die 
NATO-Beschlüsse gebunden ist, während gleichzeitig gewährleistet ist, daß die 
NATO ihr Territorium um keinen Zentimeter in Richtung Osten ausweitet?“11 Hier 
sind mehrere Punkte interessant. Zunächst drohten die USA, daß ein nicht-
kontrolliertes Deutschland zu einer neuerlichen Gefahr für Rußland – oder damals 
noch die Sowjetunion – werden könnte, hatte dieses doch zweimal im 20. 
Jahrhundert in seinen Kriegen zur Eroberung Europas Rußland überfallen. Dann 
folgt die Aussage: Wenn denn nach der deutschen Vereinigung nicht mehr die vier 

                                                           
10  Vgl. Pierre Salinger/Eric Laurent: Krieg am Golf. Das Geheimdossier, München/Wien: Carl Hanser Verlag 
1991, S. 49ff, insbesondere S. 63; Erhard Crome: Menetekel neuer Weltenauseinandersetzungen? Noch einmal 
über den Golfkrieg, in: iPW-Berichte, Berlin, Heft 11-12/1991, S. 40-43. 
11 Michael R. Beschloss, Strobe Talbott: Auf höchster Ebene. Das Ende des Kalten Krieges und die 
Geheimdiplomatie der Supermächte 1989-1991, Düsseldorf u.a.: ECON Verlag 1993, S. 245. 
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Siegermächte des zweiten Weltkrieges Deutschland kontrollieren – im Februar 1990 
wurde ja gerade an der Entwicklung des Konzepts gearbeitet, das dann zu der 
„2+4“-Konstruktion der Verhandlungen über die abschließende Lösung der 
deutschen Frage und die Beendigung der Vorbehaltsrechte der vier Mächte führen 
sollte –, so wollen dies künftig die USA allein tun. Und dies sollte in Gestalt der 
dauerhaften Einbindung ganz Deutschlands in die NATO erfolgen. Mit anderen 
Worten: Moskau wurde die NATO offeriert als Konstrukt zur Kontrolle des künftigen 
Deutschlands. Wenn diese dauerhaft sein sollte, mußte natürlich auch die NATO auf 
Dauer gestellt sein. Gewissermaßen tragend wurde der alte Ansatz zur Funktion der 
NATO in Europa, den Lord Ismay, 1952 bis 1957 erster NATO-Generalsekretär, so 
formuliert hatte: „to keep the Americans in, keep the Russians out and keep the 
Germans down.“ Dies nun wieder die Perspektive von 1990: Die USA müßten in 
Gestalt der NATO auf unbegrenzte Zeit in Europa bleiben, schon um die Deutschen 
unter Kontrolle zu halten, und da die Russen ohnehin keine Kraft mehr dazu hätten, 
blieben sie dabei draußen. Im Gegenzug wurde Rußland zugesagt, daß es keine 
weitere Osterweiterung der NATO, über das Territorium der DDR hinaus, geben 
sollte, „um keinen Zentimeter“, oder in anderer Übersetzung: „daß die NATO ihr 
Territorium um keinen Daumenbreit Richtung Osten ausweitet“. Die NATO wurde in 
den Folgejahren dennoch nach Osten ausgeweitet. Gorbatschow sieht sich und 
Rußland noch heute hintergangen: „Washington dachte damals, daß es uns als 
Konkurrenten nicht mehr gibt und daß es sich alles leisten kann. Die USA waren 
darauf aus, ein neues Imperium zu errichten.“12 
Nach dem Ende des Kalten Krieges, dem Zusammenbruch des kommunistischen 
Gesellschafts- und Staatensystems im Osten Europas und dem Zerfall der 
Sowjetunion hätte spätestens mit dem Ende des Warschauer Vertrages auch das 
Ende der NATO historisch auf der Tagesordnung gestanden. Die USA jedoch 
bestanden auf deren Fortexistenz, ist doch die NATO die einzige, vertraglich fest 
gefügte Verankerung, die die NATO-Staaten, historisch zunächst Westeuropa, an 
die USA bindet und umgekehrt diesen die Möglichkeit gibt, direkt, unmittelbar und 
vertraglich sanktioniert in europäische Angelegenheiten einzugreifen. So war die 
Mitgliedschaft des vereinigten Deutschlands in der NATO nicht nur die wichtigste 
Bedingung der USA, der deutschen Vereinigung zuzustimmen, sondern das 
eigentliche Ziel der US-amerikanischen Europapolitik 1989/90, wofür auch die 
Zustimmung der Sowjetunion erlangt werden sollte und erlangt wurde. Alle 
damaligen Äußerungen der US-Administration zur „Viermächte-Verantwortung“ für 
Deutschland, zur Rolle der KSZE usw. erscheinen aus heutiger Sicht eher als 
„taktisch-diplomatische Kunstgriffe zum Erreichen dieses Ziels“.13 Die Erhaltung, 
Aufrechterhaltung und Ausweitung der NATO und ihre Suche nach neuen 
Aufgaben ist also nicht einfach ein organisationssoziologisches Phänomen – daß 
Organisationen, einmal in die Welt gesetzt, den Drang haben, sich fortzuzeugen und 
ggf. neue Aufgaben zu suchen, und die sie tragenden Bürokratien gern ihre 
angestammten Rollen weiterspielen wollen, wie etliche Beobachter unterstellt 
haben –, sondern entspringt dem Kern der Deutschland- und Europapolitik der 
maßgebenden Kräfte der USA und deren Vorstellung von der Rolle Europas bei der 
Umsetzung dessen, was Gorbatschow „ein neues Imperium zu errichten“ genannt 
hat. 

                                                           
12 Der Spiegel, Hamburg, Heft 14/2009, S. 113. 
13 Alexander von Plato: Die Vereinigung Deutschlands – ein weltpolitisches Machtspiel, Berlin 2002, S. 
212. 
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Das ist auch heute, unter dem Vorzeichen eines „liberalen Imperialismus“, wie er 
unter Präsident Obama nach Bush II wieder Konturen annimmt, eine Konstante. 
Daniel Hamilton, Direktor des Center for Transatlantic Relations, Washington D.C., 
betonte auf einer kürzlich stattgefundenen Konferenz zur Perspektive der NATO drei 
Punkte. Erstens: „Die Verpflichtung der NATO zu einer gemeinsamen Verteidigung 
ist das Herz der Allianz. Eine NATO, die sich ständig vergrößert, ohne in der Lage zu 
sein, das erweiterte Gebiet des Paktes zu verteidigen, läuft Gefahr, ein inhaltsleeres 
Bündnis zu werden.“ Das stellt eine Abkehr von der unter Bush II praktizierten 
Verfahrensweise dar, „Koalitionen der Willigen“ an die Stelle der NATO-Institutionen 
zu setzen. Zweitens werden die NATO und die damit verbundene Einbindung der 
USA in die europäischen Angelegenheiten auch weiterhin als Bedingung für Frieden 
und Stabilität unterstellt. „Ein Mangel an Vertrauen in die grundlegende 
Verteidigungsbereitschaft der NATO könnte zudem ein zentrales Element des 
Bündniszwecks untergraben: nämlich die Rückkehr zu jener Nationalisierung der 
europäischen Verteidigung und der Sicherheitsgarantien zu verhindern, die Europa 
in die Katastrophen des 20. Jahrhunderts geführt hat.“ Damit ist gesagt: Ohne die 
NATO und die Anwesenheit der USA in Europa wären die Europäer – EU hin, OSZE 
her – nicht in der Lage, untereinander Frieden zu halten. Das hat Hamilton in seinem 
mündlichen Beitrag auf der Konferenz auch tatsächlich so gesagt. Und drittens hob 
er hervor: „Die NATO muß eine unterstützende Funktion im Rahmen einer sehr viel 
breiter angelegten Strategie transatlantischer Widerstandsfähigkeit haben, die über 
die Sicherheit des eigenen Territoriums hinausgeht.“ Daraus wird dann der 
Anspruch abgeleitet, auch weit über das eigene Territorium hinaus militärische 
Einsätze in der Welt durchführen zu können, die dann mit zivil-militärischen 
Aktivitäten verbunden sein sollen. „Die Bedrohungen der Bündnissicherheit haben 
ihren Ursprung nicht unbedingt auf dem Territorium, das durch den 
Nordatlantikpakt abgedeckt ist. Viele sind nichtmilitärischer und asymmetrischer 
Natur. Dennoch können sie eine direkte Gefahr für unsere Bürgerinnen und Bürger 
und unsere Gesellschaften darstellen. Diese Bedrohungslage bedeutet, daß die 
NATO drei Hauptaufgaben in der Welt hat: Krisenprävention und Krisenintervention, 
wobei humanitäre und Katastrophenhilfe eingeschlossen ist; Durchführung von 
Stabilisierungs- und Wiederaufbauoperationen; Verbesserung der eigenen 
Fähigkeiten, effektiv mit Partnern zusammenzuarbeiten, seien dies Staaten, 
internationale Regierungsorganisationen oder Nichtregierungsorganisationen.“14 
Damit soll die NATO nicht nur militärisch-politisches Bündnis zur Verteidigung 
seiner Mitglieder sein, gegen wen auch immer, sondern Weltpolizei-Aufgaben 
wahrnehmen, die aus einer diffusen, nicht wirklich spezifizierten 
Bedrohungsanalyse abgeleitet werden. Die Weichenstellungen dazu erfolgten auf 
dem NATO-Gipfel in Rom im November 1991, nur wenige Monate nach der 
Auflösung des Warschauer Vertrages, die am 1. Juli 1991 vereinbart worden war. 
Anstelle der großen Bedrohung war jetzt die Rede von „Instabilität und 
Spannungen“, einem „Umfeld von Ungewißheit und unvorhersehbaren 
Herausforderungen“. Der Kern des Herangehens war durchgängig die 

                                                           
14 Das war eine Internationale Konferenz der Heinrich-Böll-Stiftung unter dem Titel: „Die NATO in einer 
veränderten Welt – Auslaufmodell oder unverzichtbare Allianz?“ am 6. und 7. März 2009 in Berlin. Sie war 
gezielt in das Vorfeld der Veranstaltungen zum 60. Jahrestag der NATO gestellt. Die Zitate sind entnommen 
aus: Heinrich-Böll-Stiftung (Hrsg.): Die NATO in einer veränderten Welt, Berlin 2009, S. 10f. 
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„Umgestaltung des Bündnisses“.15 Von Auflösung war nie die Rede. Das wurde 
dann weiterentwickelt in der Erklärung des NATO-Gipfels aus Anlaß des 50. 
Gründungstages 1999. In einer kritischen Analyse hieß es dazu: „Während die 
Warschauer Vertragsorganisation sich 1991 auflöste, gab sich der westliche 
Militärpakt eine neue Existenzberechtigung und definierte das sicherheitspolitische 
Umfeld neu. An die Stelle der ‚Hauptbedrohung der Vergangenheit‘ traten Risiken, 
die ‚ihrer Natur nach vielgestaltig‘ sind und ‚aus vielen Richtungen‘ kommen, ‚was 
dazu führt, dass sie schwer vorherzusagen sind‘ (Rom, Ziffer 9). Die Risiken ergaben 
sich für die NATO ‚weniger aus der Wahrscheinlichkeit eines kalkulierten Angriffs 
auf das Hoheitsgebiet der Bündnispartner‘, als vielmehr aus ‚Instabilitäten‘, ‚der 
Verbreitung von... Massenvernichtungswaffen und ballistischer Flugkörper‘, dem 
Vorhandensein großer Militärarsenale, die (wieder) gegen die NATO gerichtet 
werden könnten oder auch ‚der Unterbrechung der Zufuhr lebenswichtiger 
Ressourcen sowie von Terror- und Sabotageakten‘ (Rom, Ziffer 10-13). Regional 
verortete die NATO bereits 1991 die Risiken in Mittel- und Osteuropa, dem GUS-
Raum sowie am südlichen Mittelmeer und im Nahen Osten, betonte aber zugleich: 
‚Die Sicherheit des Bündnisses muss jedoch auch den globalen Kontext 
berücksichtigen.‘ (Rom, Ziffer 13 und wortgleich Washington, Ziffer 24). Schon 
1991 war also die Out-of-area-Ausrichtung der NATO und damit die Umorientierung 
auf Offensivaufgaben beschlossen worden. An dieser Stelle ist hundertprozentige 
Kontinuität der NATO-Politik zu verzeichnen. Allerdings ist die Liste der 
Sicherheitsrisiken erweitert worden: Neben dem Risiko ‚des organisierten 
Verbrechens‘ wird ‚die unkontrollierte Bewegung einer großen Zahl von Menschen, 
insbesondere als Folge bewaffneter Konflikte‘ neu angeführt (Washington Ziffer 20). 
Demnach sieht die NATO ihre Sicherheit durch Flüchtlingsbewegungen 
beeinträchtigt. Während sich zur Zeit der Kalten Krieges nur der Warschauer Pakt 
von der NATO bedroht sehen konnte, können heute alle Länder, die die NATO als 
‚Risikofaktor‘ eingestuft hat, ins Fadenkreuz geraten. Der Jugoslawien-Krieg war ein 
erster Anwendungsfall.“16 
 
Metamorphosen 
 
Aus Sicht der Sowjetunion und später Rußlands wurde die NATO-Osterweiterung 
stets als Vorrücken der geostrategischen und militärischen Positionen der USA und 
des von ihnen dominierten militärisch-politischen Gefüges in Richtung Osten 
verstanden und zunächst offen abgelehnt. Aus Sicht der politischen Klassen in 
Warschau, Prag und Budapest dagegen wurde die Aufnahme in die NATO als 
Rückversicherung gegenüber Moskau und Konsequenz des Systemwechsels 
angesehen. Aus polnischer Perspektive gab die Aufnahme in die NATO darüber 
hinaus die Möglichkeiten, auch mit dem größeren und wirtschaftlich ungleich 
stärkeren Deutschland ‚auf gleicher Augenhöhe‘ zu verkehren.17 Die ursprünglichen 

                                                           
15 Erklärung von Rom über Frieden und Zusammenarbeit, in: Curt Gasteyger, a.a.O., S. 436f. Das 
strategische Dokument: The Alliance's New Strategic Concept, agreed by the Heads of State and Government 
participating in the Meeting of the North Atlantic Council, unter http://www.nato.int/cps/en/SID-A4CCE1ED-
8BF2B255/natolive/official_texts_23847.htm. 
16 Friedensmemorandum des Bundesausschusses Friedensratschlag 2000, unter: http://www.uni-
kassel.de/fb5/frieden/memorandum/NATO-Strategie.html. 
17 Vgl. Bogdan Koszel: Polens dorniger Weg zur NATO, in: WeltTrends. Zeitschrift für internationale 
Politik und vergleichende Studien, Berlin, Nummer 10/Frühjahr 1996, S. 45ff. 
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westeuropäischen NATO-Partner haben die Erweiterungsprozesse ihrerseits 
mitgetragen und im Sinne ihrer jeweiligen Interessen zu beeinflussen versucht. 
Die erste NATO-Osterweiterung um Polen, Tschechien und Ungarn im Jahre 1999 
ging noch davon aus, daß die erreichte Kriegsführungsfähigkeit der Organisation 
erhalten bleiben sollte. Die Militärorganisation, ihre Institutionen und Strukturen, wie 
sie sich bis dahin herausgebildet hatten, sollten erhalten bleiben. So erfolgte die 
Erweiterung zunächst eher restriktiv, lediglich um diese drei Länder, verbunden mit 
der Aussage, später weitere Länder aufnehmen zu wollen. Dann wurden der Krieg 
der NATO gegen Jugoslawien (1999) geführt und der Krieg der USA gegen den Irak 
(2003) angezettelt. Der Jugoslawien-Krieg war – im Unterschied zum zweiten 
Golfkrieg 1991 – einerseits die Probe darauf, einen Angriffskrieg außerhalb der UNO 
zu führen, sich selbst dazu zu ermächtigen und sich dabei über geltendes 
Völkerrecht hinwegzusetzen. Daran waren alle damaligen NATO-Staaten beteiligt. 
Insofern war die Nichtbeteiligung einer Reihe von NATO-Staaten, darunter 
Deutschland, Frankreich und Belgien, an dem Krieg gegen den Irak Ausdruck einer 
gewandelten Position dieser Staaten und einer veränderten Konstellation innerhalb 
der NATO. Andererseits war die NATO 1999 noch im herkömmlichen Sinne als 
Militärbündnis in Erscheinung getreten: Die anderen Mitgliedsländer redeten mit, 
und die USA mußten politisch und in der unmittelbaren Kriegsführung auf diese 
Rücksicht nehmen. 
Die internationale Lage hatte sich mit dem Amtsantritt der Administration von Bush 
II und den Folgen der Anschläge auf US-Einrichtungen am 11. September 2001 
deutlich verändert. Sie war von dem Bestreben der USA gekennzeichnet, ein von 
ihnen bestimmtes imperiales Gefüge zu errichten. Imperiale Strukturen sind nichts 
Neues in der Geschichte. Ihre Errichtung wie ihr Zerfall kosten jedoch in der Regel 
große Opfer. Die mit dem Krieg gegen den Irak verbundenen Ziele waren 
weitreichend. Es ging nicht allein darum, das Regime von Saddam Hussein zu 
stürzen; der Sturz soll entscheidend und sichtbar durch die USA und ihre 
überwältigende militärische Macht erfolgen. Das zielte nicht allein darauf, den Irak 
zu regieren, sondern der islamischen Welt zu transformieren die überlegene Macht 
der USA und des Westens zu demonstrieren. Es ging auch nicht vordergründig um 
Öl, sondern um Geopolitik. Der Irak liegt im Zentrum der Region zwischen dem 
Mittelmeer und dem Persischen Golf. Wenn die USA ein hinreichend großes 
Kontingent an Luftstreitkräften und Bodentruppen im Irak stationieren, so war das 
Kalkül, sind sie die militärisch stärkste Macht in der Region. Dann müßten alle 
anderen Staaten der Region, darunter die Regimes von Saudi-Arabien und Iran, ihre 
Interessen in Bezug auf die veränderte Lage, die US-Präsenz in der Region, neu 
definieren. Dann wären auch die Europäer gezwungen, sich rascher auf eine 
„integrierte Verteidigungspolitik“ einzulassen – die natürlich ebenfalls die Kontrolle 
der USA über Europa wieder vergrößern würde. 
Ideologisch verbrämt wurde dies mit demokratie-theoretischen Argumentationen: 
bei Deutschland und Japan nach 1945 habe die Einführung „der Demokratie“ (und 
USA-freundlicher Regierungen) unter Besatzungsregimes ja auch erfolgreich 
funktioniert. Dann seien die autoritären Regimes, nicht nur in Spanien und Portugal, 
demokratischen gewichen, schließlich auch der osteuropäische Kommunismus. So 
handle es sich jetzt um „die vierte“ oder „die fünfte“ (wie auch immer gezählt wird) 
„Demokratisierungswelle“, jetzt im arabisch-islamischen Raum. In Afghanistan sei 
es mittels Krieges ja auch gelungen, „die Demokratie“ (die sich unter dieser 
Perspektive als Vorgang des Wählens zwischen unterschiedlichen politischen 



 13

Personen versteht) einzuführen. Tatsächlich war „Demokratie“ hier die Chiffre nicht 
für Volksherrschaft, sondern für die Installierung von Regimes, die in einem 
positiven Verhältnis zu den USA stehen, kurz: ihnen untertan sind, zum 
gegenwärtigen imperialen Gefüge in der Welt gehören. 
Das Scheitern der Strategie der USA in Irak und Afghanistan verhinderte weitere 
Kriege dieser Art. Zu den Wahlaussagen Obamas gehörte, die US-Truppen aus dem 
Irak abziehen zu wollen. Jetzt ist ein solcher Abzug festgelegt. Das dortige Regime 
soll sich festigen. Zugleich emanzipiert sich die irakische Regierung in Richtung 
eigener Interessenwahrnehmung. Der Afghanistankrieg dagegen soll fortgesetzt 
werden. Obama entsendet weitere 17.000 Mann US-Truppen und warb auf dem 
NATO-Gipfel in Strasbourg und Kehl/Baden-Baden um weitere Unterstützung der 
Europäer für diesen Krieg. Die Erklärung dafür, weshalb der Krieg von Bush II in Irak 
falsch, der in Afghanistan aber richtig sein soll, blieb er schuldig. Die dem zugrunde 
liegende Einschätzung lautet nun: „Afghanistan ist für das Bündnis zur Feuerprobe 
geworden. Die Glaubwürdigkeit der NATO steht auf dem Spiel.“18 Gesichtswahrung 
als politisches Ziel hat mit den ursprünglichen Kriegsgründen und der militärischen, 
politischen und gesellschaftlichen Situation im Kriegsgebiet aber gar nichts mehr zu 
tun. Sie proklamiert den Krieg als Selbstzweck. 
 
Die gewandelte NATO 
 
Vor dem Hintergrund der veränderten internationalen Lage hatte sich die Rolle der 
NATO gewandelt. Sie wurde von den USA als politisches Bündnis genutzt, wenn 
die anderen Mitglieder die USA-Politik unterstützen, und sie wurde ignoriert, sofern 
sich dort Widerstände auftaten. Eine „Mitsprache“, wie während des Jugoslawien-
Krieges, war unter Bush II weder gewollt noch akzeptiert. Die im November 2002 
auf dem NATO-Gipfel in Prag beschlossene Erweiterung um weitere sieben Staaten 
– Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Rumänien, die Slowakei und Slowenien – 
ging dann nicht mehr von einer Kriegsführungsfähigkeit der NATO als 
Militärorganisation in einem herkömmlichen Sinne aus. Vielmehr sollte sie, 
verbunden zugleich mit dem ebenfalls in Prag gefaßten Beschluß, „NATO-
Reaktionskräfte“ zu schaffen, die weltweit einsatzfähig sein sollen, zu einer Art 
‚Baukasten‘ mutieren, um „Koalitionen der Willigen“ wie während des Irak-Krieges 
zu bilden. 
Die NATO sollte dabei für die USA die Funktion behalten, direkten Einfluß auf die 
europäischen Entwicklungen und die einzelnen europäischen Staaten auszuüben. 
Dies wurde mit dem Beitritt auf weitere osteuropäische Länder ausgedehnt. Über 
die NATO wird zugleich die Umrüstung und weitere Aufrüstung der Armeen der 
neuen Mitglieder gesteuert. Dabei werden diese gleichsam von Kunden des 
Militärisch-Industriellen-Komplexes (MIK) Rußlands zu Kunden des MIK der USA 
und teilweise Westeuropas. Geopolitisch wurde die strategische Landverbindung in 
Ost-Mittel-Europa zwischen Norwegen und der Türkei weiter ausgebaut. Mit dem 
Hinweis auf Albanien, Mazedonien und Kroatien wurde bereits in Prag eine dritte 
Runde der Osterweiterung der NATO angekündigt; dabei blieb offen, ob eine solche 
Erweiterung auf diese drei Länder beschränkt bleiben soll. Albanien und Kroatien 
wurden 2008 zum Beitritt eingeladen; der Beitritt erfolgte mit dem NATO-Gipfel 
2009. Der Beitritt Mazedoniens liegt wegen des Namensstreits mit Griechenland auf 
Eis. Serbien gilt mittlerweile ebenfalls als Kandidat. Der Beitritt Georgiens und der 
                                                           
18 Daniel Hamilton, a.a.O., S. 11. 
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Ukraine würde die NATO nun noch direkter an die Grenze Rußlands bringen. Er liegt 
nach dem Kaukasus-Krieg von 2008 ebenfalls auf Eis, ist aber weiter Teil des 
strategischen Kalküls. 
Mit den Entwicklungen seit dem Prager Gipfel wurde die NATO ein Bündnisgefüge, 
das stärker politischen Charakter hat. Zugleich wurde sie unter Bush II 
„militärischer“, nicht im Sinne einer herkömmlichen Landesverteidigung, sondern 
im Sinne eines Rekrutierungsfeldes für „Koalitionen der Willigen“ der USA. Dabei 
wurde sie zugleich „pro-amerikanischer“, wie die Unterstützungserklärungen 
mehrerer ostmitteleuropäischer-, südosteuropäischer und osteuropäischer 
Regierungen für den Irak-Krieg der USA gezeigt haben, die die US-Regierung 
zielgerichtet gegen die politischen Positionen Deutschlands und Frankreichs zu 
nutzen versucht hatte. Alle osteuropäischen Länder, die sich seit Ende der 1990er 
Jahre der NATO anschließen, treten einer anderen politisch-militärischen 
Organisation bei, als die, die sie vor 1989 zu sehen vermochten. Damit sind neue 
Frustrationen gleichsam vorprogrammiert. 
Die EU hat sich mit den Verträgen von Maastricht und Amsterdam weiter auf dem 
Wege der Integration entwickelt. Die Spannungen zwischen der EU und den USA 
auf wirtschaftlichem und finanziellem Gebiet haben mit dem Euro weiter 
zugenommen, schon deshalb, weil der Euro die Rolle des US-Dollar als 
Weltreserve-Währung unterminiert. Die daraus resultierenden Konflikte werden in 
der Welthandelsorganisation (WTO), der Weltbank und im Internationalen 
Währungsfonds (IMF) ausgetragen. Zugleich wurde die NATO ebenfalls zu einem 
Austragungsfeld der Widersprüche zwischen den USA und Westeuropa, vor allem 
Deutschland und Frankreich. Kurz nach dem Jugosawien-Krieg beschloß der 
Europäische Rat, das höchste Organ der EU, auf seiner Tagung in Köln (3./4. Juni 
1999) den Aufbau einer eigenständigen Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (ESVP). Sie soll die Zukunft der EU maßgeblich mitbestimmen. 
Zentrales Ziel ist die Erweiterung der äußeren Handlungsfähigkeit der EU durch den 
Aufbau auch militärischer Fähigkeiten. Im Hintergrund steht eine Lageeinschätzung 
im Gefolge des Jugoslawien-Krieges, wonach die EU bei der Realisation 
außenpolitischer Interessen nicht auf die militärischen Kapazitäten der USA 
angewiesen sein will. Deshalb wurde beschlossen, eine eigene Eingreiftruppe der 
EU zu schaffen. Die in Prag beschlossene Bildung von NATO-Reaktionskräften 
(NATO Response Force) war dagegen geeignet, diese Bemühungen der EU zu 
konterkarieren und wieder der Kontrolle der USA zu unterstellen. 
Nach dem NATO-Gipfel von 2009 ist zweierlei deutlich. Alle beteiligten Seiten sind 
bestrebt, eine Kooperation und Koordination zwischen der weiteren Entwicklung der 
NATO und der der militärischen Entwicklungen der EU zu gewährleisten. Zugleich 
hat Obama deutlich gemacht, daß die USA eine eher partnerschaftliche Kooperation 
innerhalb der NATO wollen, also die Europäer in die Entscheidungen über die 
weitere Ausformung der Organisation stärker einbeziehen wollen. Das hat seinen 
Preis, etwa in Gestalt des Druckes, das „Engagement“ in Afghanistan zu verstärken. 
Die Frage nach dem Daseinszweck der Organisation harrt jedoch weiter einer 
Antwort. Das betrifft auch das realpolitische Spannungsverhältnis zwischen EU und 
NATO. Die Osterweiterung der EU und der NATO haben Einfluß auf die 
Entwicklungsprozesse im Osten Europas. Zunächst sind sich die beteiligten Akteure 
in der EU darüber im klaren, daß es auch für die EU die Gefahr einer 
„Überdehnung“ gibt. Der Raum, der von Brüssel aus organisiert und kontrolliert 
werden kann, wird räumlich, bevölkerungsmäßig und was die Zahl der direkt mit 
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einer Beitrittsperspektive einbezogenen Staaten anbetrifft, begrenzt bleiben müssen. 
Dabei scheint klar, daß Rußland nicht Mitglied der EU werden wird und daß es eine 
Grenze zwischen dem Integrationsraum der EU und Rußland bzw. dem es 
umgebenden postsowjetischen Integrationsraum geben wird. Die Frage, was mit 
den dazwischen liegenden Ländern wird, darunter der Ukraine, wird wohl für 
längere Zeit nicht eindeutig beantwortet werden können. Möglicherweise ist eine 
wechselseitige Einbindung in eine enge Kooperation mit der EU einerseits und 
Rußland andererseits, bei gleichzeitig kooperativen Beziehungen zwischen der EU 
und Rußland, die günstigste Lösung des Problems der Organisierung der 
Zusammenarbeit im Osten Europas. Jedenfalls wäre das Warten auf die Eröffnung 
einer Beitrittsperspektive in die EU äußerst problematisch und eher kontraproduktiv. 
Dabei sollte diese Zusammenarbeit so beschaffen sein, daß nicht neue Mauern in 
Europa errichtet werden. 
Das Argument in Bezug auf einen NATO-Beitritt, das bereits in der ersten Hälfte der 
1990er Jahre zum Beispiel in Polen und Ungarn eine Rolle spielte, lautete, man 
wolle nicht in einer „Grauzone“ der Sicherheit, zwischen NATO und Rußland 
verbleiben. Mit der Osterweiterung der NATO verschwindet das Problem der 
„Grauzone“ nicht, sondern es verlagert sich geographisch nach Osten, es sei denn 
alle verbleibenden Staaten im Kaukasus, die Ukraine, Belarus und Moldawien 
werden in die NATO aufgenommen, was die Spannungen mit Rußland aber objektiv 
weiter vergrößern würde, und zwar unabhängig vom Wollen der beteiligten 
politischen Akteure.  
Mit dieser Veränderung der NATO werden die einbezogenen Länder zunehmend in 
Konflikte hineingezogen, die Konflikte der USA sind und in der Regel in der „Dritten 
Welt“ liegen bzw. ausgetragen werden. Das kann wachsende 
Spannungsverhältnisse von Ländern des „Südens“ auch gegenüber 
osteuropäischen Ländern hervorrufen oder verstärken. Insofern kann es für alle 
europäischen Länder – ob seit langem in der NATO, jetzt Beitrittsland oder auch 
künftig nicht NATO-Mitglied – nur gut sein, zur Stärkung der UNO und des 
internationalen Rechts beizutragen. 
Die weitere Entwicklung der Sicherheitslage Gesamteuropas wird in stärkerem 
Maße, als von etlichen Analytikern bisher gedacht, von der russischen Politik und 
seinem Agieren zwischen EU, USA und NATO abhängen. Die NATO hat bereits jetzt 
ihren Charakter verändert. Mit der weiteren Ostausdehnung verändert er sich 
weiter. Wenn am Ende alle Staaten der Region, bis Wladiwostok, Mitglied der 
NATO wären, würde sie in der Tendenz eine politische Organisation der regionalen 
Sicherheit werden und etwas völlig anderes als jetzt. Im Grunde würde sie dann mit 
der OSZE in eins fallen. Wenn die NATO aber dauerhaft nicht in die Lage kommt, 
die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) zu ersetzen, 
ist es an der Zeit, über neue Konzepte zur Stärkung der OSZE und zur friedlichen 
Beilegung von internationalen Konflikten nachzudenken. Die derzeitigen 
Erweiterungsprozesse der NATO sind geeignet, den Zustand geteilter Sicherheit in 
Europa aufrechtzuerhalten. Das jedoch bedeutet, daß die OSZE als überwölbendes 
Dach erforderlich bleibt. 
 
Nachdenken über Alternativen 
 
Das Fazit des bisher Gesagten lautet, daß die NATO keine positive Rolle für die 
Gewährleistung von Frieden und Sicherheit in Europa und in der Welt spielen kann. 
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Die Ausarbeitung von Alternativen beginnt mit der Infragestellung der 
Bedrohungsszenarien. Die Untersuchung der Kriegsursachen ist ein Teil dessen. 
Gegenüber der offiziellen Position, die Militäreinsätze stets aus deren 
Unausweichlichkeit und Alternativlosigkeit herzuleiten versucht, muss eine Analyse 
von Konfliktursachen und Konfliktverläufen erfolgen, die zugleich die Ergebnisse 
von Militäreinsätzen und Militärinterventionen untersucht. Daran schließt sich die 
Darstellung von Möglichkeiten friedlicher Konfliktbearbeitung und –lösung an. 
Neben der Bearbeitung von Konfliktvermeidungsstrategien kommt der Debatte von 
Möglichkeiten und Strategien zur friedlichen Konfliktbeilegung eine wichtige Rolle 
zu. Es ist richtig, dass die Linke stets laut und deutlich ihren Protest gegen 
Militärabenteuer zur „Konfliktlösung“ artikuliert. Gebraucht wird jedoch auch eine 
fundierte Analyse der jeweiligen Konfliktsituation sowie die Entwicklung möglicher 
Linien zur friedlichen Konfliktbeilegung. In der Konsequenz geht es darum, von den 
Regierungen konsequent die Ausschöpfung aller politischen Mittel zur Beilegung 
von bereits aufgebrochenen oder zur Verhütung von Konflikten einzufordern. 
Die vielleicht folgenreichste Illusion am Ende des 20. Jahrhunderts war die, das 
Ausräumen des Ost-West-Konflikts würde eine lange Phase des Friedens einleiten. 
Auf das Ende der Organisation des Warschauer Vertrages ist nicht die Auflösung 
der NATO gefolgt. Insofern bleiben NATO-Auflösung und zunächst Austritt aus 
deren Militärorganisation wichtige, langfristige politische Forderungen der Linken. 
Diese Illusion hatte einen speziellen Namen: „Friedensdividende“. Gemeint war, 
nach dem Ende des Ost-West-Konflikts und des damit verbundenen Wettrüstens 
würden Mittel frei werden, die weltweit in die Lösung sozialer, ökologischer und 
anderer drängender Probleme gesteckt werden könnten. Einige Zeit in den 1990er 
Jahren sah es so aus, als würde es in diese Richtung gehen. Jedenfalls sanken 
zunächst die Rüstungsausgaben. US-Präsident Bush II hat seit 2001 (dem „11. 
September“) drastisch umgesteuert. 2006 stiegen die Militärausgaben gegenüber 
dem Vorjahr um 3,5 Prozent und erreichten weltweit 1204 Milliarden US-Dollar. Das 
ist die Größenordnung, die am Ende der Block-Konfrontation und der Reagan-Jahre, 
die ebenfalls Hochrüstungsjahre waren, im Jahre 1988 erreicht worden war. 528 
Milliarden Dollar, das sind 46 Prozent der weltweiten Rüstungsausgaben, entfallen 
dabei allein auf die USA. Sie sind heute das einzige Land der Welt, das 
militärtechnologisch von anderen Staaten unabhängig ist. 80 Prozent ihres 
Umsatzes wickeln die US-amerikanischen Rüstungskonzerne mit den US-
Streitkräften ab, nur 20 Prozent entfallen auf Exporte, die allerdings ebenfalls die 
größten der Welt sind. Damit sind die USA weder auf Importe für ihre Streitkräfte 
noch auf Exporte für ihre Rüstungsfirmen angewiesen – nahezu alle anderen 
Staaten der Welt sind auf Importe, und seien es nur einzelne Waffensysteme oder 
Komponenten, angewiesen, und Rußland, der zweitgrößte Exporteur der Welt, auf 
Erlöse aus dem Export, um seine Produktion und waffentechnische Entwicklung 
weiter betreiben zu können. Insgesamt gab es in den USA unter Bush II eine 
Verdopplung der Militärausgaben seit 2001. Weltweit sind die Militärausgaben in 
dieser Zeit um über 25 Prozent gestiegen. 
Weitere zwanzig Prozent der weltweiten Rüstungsausgaben entfallen auf die 
anderen NATO-Länder (das heißt die NATO ohne die USA), was praktisch bedeutet, 
dass die NATO für etwa zwei Drittel dieser Ausgaben weltweit verantwortlich ist. 
Die Militärhaushalte Chinas und Rußlands steigen ebenfalls, machen jedoch nur 
fünf bzw. drei Prozent der Rüstungsausgaben in der Welt aus. Rußland erhöhte 
seine Rüstungsausgaben auf geschätzte 34 Milliarden Dollar (2008), China von 26,1 
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Milliarden US-Dollar im Jahre 2001 auf etwa 66 Milliarden (2008). Der 
durchschnittliche Anteil der Rüstungausgaben am Bruttoinlandsprodukt (BIP) liegt 
im Falle der USA bei vier Prozent und im Durchschnitt der anderen NATO-Länder 
bei 1,7 Prozent. Die regionalen Trends sind unterschiedlich. Lateinamerika, 
Mittelamerika und die Karibik gehören zu den am wenigsten militarisierten 
Regionen der Welt. Der durchschnittliche Anteil der Militärausgaben ab BIP betrug 
dort 2005 insgesamt 1,3 Prozent. Im Falle Brasiliens liegt er allerdings bei 3,1 
Prozent und ist in den vergangenen Jahren angehoben worden. Das Land fühlt sich 
offenbar durch die Militär- und Rüstungspolitik der USA bedroht, wie auch andere 
große Staaten.  
Das verstärkte Rüsten der USA hat eine zunehmende Aufrüstung anderer Länder 
zur Folge, auch wenn China deutlich gemacht hat, dass es sich durch die USA nicht 
in ein ruinöses Wettrüsten drängen lassen will, wie es die Sowjetunion im Kalten 
Krieg tat. Zugleich ist es aber bemüht, hinreichende militärische Kapazitäten 
vorzuhalten, die einen direkten militärischen Druck der USA zu kompensieren in der 
Lage sein sollen. Im Falle Rußlands ist es augenscheinlich ähnlich. Zugleich sind die 
USA technisch uneinholbar aufgerüstet, so dass keine dieser Mächte, auch nicht 
die Europäische Union, sich darauf verstehen kann, mit den USA in eine militärische 
Konkurrenz zu treten. Das hat die Welt aber nicht sicherer gemacht. Das Bonner 
Zentrum für Konversion konstatiert eine „anhaltende Militarisierung“, die sich in 
„einer raschen Zunahme von kriegerischen Auseinandersetzungen“ widerspiegelt. 
Und weiter: „Zwischen 2005 und 2006 stieg die Anzahl an Konflikten, bei denen 
zumindest sporadisch physische Gewalt angewendet wurde, von 91 auf 111. Die 
Anzahl an Konflikten, die durch systematische Anwendung von Gewalt 
charakterisiert sind, kletterte von 16 auf 22. Die bei weitem gewalttätigsten Konflikte 
im Jahr 2006 fanden in Afghanistan, Irak, Israel/ Libanon, Somalia, Sri Lanka und 
dem Sudan statt.“19 
Mit anderen Worten: Jene Konflikte, an denen sich die USA bzw. der Westen direkt 
beteiligen, sind die blutigsten. Die Hochrüstung hat nicht zu einer besseren 
Sicherheitslage in der Welt, sondern zu mehr Unsicherheit geführt. Es hat auch in 
der länger zurückliegenden Geschichte keine Kräftekonstellation gegeben, in der ein 
forciertes Wettrüsten nicht zu Krieg und Elend geführt haben. Das stillschweigende 
Abtreten der Sowjetunion nach 1989 ist hier die Ausnahme. Übrigens hat auch auf 
diesem Feld das „geräuschlose“ Funktionieren der derzeitigen Bundesregierung 
seine Ergebnisse gezeitigt: Deutschland rückte im weltweiten Rüstungsexport im 
Jahre 2006 auf Platz drei vor und führte Rüstungsgüter im Wert von 3,9 Milliarden 
US-Dollar aus. 2005 waren es „nur“ 1,5 Milliarden. 
Neben der neuen Dimension des Wettrüstens sind die sich in die Länge ziehenden 
Kriege des Westens in Irak und Afghanistan Menetekel der Aussichtslosigkeit 
derzeitiger Politik. Der Vorsitzende des Rates der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, Bischof Huber, hatte in seiner Karfreitagspredigt 2008 darauf 
verwiesen, dass im April 2003, als der Krieg der USA zur Besetzung des Irak 
begann, noch etwa 1,5 Millionen Christen in Irak gelebt haben. Inzwischen habe 
etwa die Hälfte von ihnen das Land verlassen. Es sei auf beklemmende Weise 
grotesk, dass es ihnen unter der Herrschaft des Diktators Saddam Hussein besser 
gegangen ist als unter dem Protektorat der USA. „Der Irak-Krieg ist eine globale 
Sackgasse; eine Straße des Elends und der Hoffnungslosigkeit. Es ist zugleich die 
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teuerste Sackgasse aller Zeiten.“20 Joseph Stiglitz, Träger des Nobelpreises für 
Wirtschaft von 2001 und ehemals Chefökonom der Weltbank, hat ein Buch über die 
Kosten des Irak-Krieges geschrieben.21 Als der Krieg vor sechs Jahren begonnen 
wurde, behauptete der damals für das Militär zuständige Minister Rumsfeld, die 
Kosten der Operation würden 50 Milliarden Dollar betragen. Sie werden um das 
Sechzigfache höher liegen und, allein für die USA, mit allen Folgekosten etwa drei 
Billionen Dollar betragen; der Rest der Welt zahlt weiter drauf. Es war der 
zweitlängste Krieg der USA nach dem Vietnamkrieg und der zweitteuerste nach 
dem Zweiten Weltkrieg. Und die Mittel wurden der Lösung sozialer oder 
wirtschaftlicher Probleme entzogen. Mit den drei Billionen Dollar hätte man acht 
Millionen Einfamilienhäuser in den USA bauen können (in diesem Sektor brach 
bekanntlich die Kreditkrise in den USA aus), die Gesundheitsversorgung für 
weltweit 530 Millionen Kinder für ein Jahr bezahlen können oder 15 Millionen 
Schullehrer oder Stipendien für 43 Millionen Studenten. Das sind die 
gesellschaftlichen Kosten eines solchen Krieges, die finanziellen. Was die Opfer 
anbelangt: kürzlich wurde der 4000ndste US-Soldat getötet, 60.000 wurden bisher 
verwundet. Die Zahl der irakischen Todesopfer in dieser Zeit wird auf 700.000 
geschätzt. Vier Millionen Iraker sind aus dem Lande geflohen. Wird Bilanz gezogen, 
so erweist sich auch im Sinne der geopolitischen Strategie der Urheber dieser 
Politik das Scheitern. 
Am Ende erweist sich, dass der „Peripherie-Krieg“ hinsichtlich der Opfer und der 
Kosten zu einem Krieg ausgeartet ist, den die reichen und mächtigen USA nicht 
mehr zu tragen vermögen. Er zeigt exemplarisch, dass die Probleme des 21. 
Jahrhunderts nicht mit militärischen Mitteln lösbar sind. Eine militärisch orientierte 
Außenpolitik ist ebenso eine Sackgasse, wie die Selbstbewegung des Wettrüstens. 
Damit muss das Ringen um Rüstungsbegrenzung und Abrüstung wieder zu einem 
zentralen Thema friedensorientierter Außenpolitik bzw. linker Friedenspolitik 
werden. Das bedeutet auch, daß es nach den atmospärischen Veränderungen, die 
Obama bisher schon bewirkt hat, Veränderungen in der Substanz der Politik des 
Westens geben muß. Die Politik Deutschlands ist gefordert, sich daran zu 
beteiligen. 
In der Konsequenz heißt das, daß auch etliche der Konzepte, die in der Zeit des 
Endes des Ost-West-Konfliktes ausgearbeitet und diskutiert worden sind, einer 
neuen Betrachtung bedürfen, wieder an die Oberfläche gebracht werden müssen. 
Das betrifft  
• die Erfahrung der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit und die ihr 

zugrunde gelegten Prinzipien,  
• die damals ausgehandelten Prinzipien, Regularien und Regime der 

Rüstungsbegrenzung und Abrüstung, 
• die Schaffung von Zonen des Verbots von Massenvernichtungswaffen, 

insbesondere von atomwaffenfreien Zonen, 
• das Konzept der strukturellen Nichtangriffsfähigkeit, 
• die Rolle der UNO und des UNO-Sicherheitsrates, ihrer Möglichkeiten und 

Grenzen in der Friedenssicherung und der Durchsetzung internationalen Rechts, 
• die Weiterentwicklung und Durchsetzung des Völkerrechts. 
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Am Ende muss auch das Problem der „Friedensfähigkeit des Kapitalismus“ neu 
diskutiert werden, d.h. welche Chancen für die Erhaltung und Sicherung des 
Friedens bestehen unter der Voraussetzung, dass Kapitalismus als „normale“ 
Wirtschaftsweise weiter existiert, trotz derzeitiger Weltwirtschaftskrise. Von 
welchen Faktoren hängt das ab? Womit wir wieder bei der Hegemoniefrage, der 
Rolle der sozialen Bewegungen und der historischen Verantwortung der politischen 
Linken wären. 
 
(Erschienen in: Gleiche Sicherheit für alle statt NATO-Vorherrschaft. Beiträge zum 
17. Dresdener Friedenssymposium am 21. Februar 2009, in: Dresdener 
Studiengemeinschaft Sicherheitspolitik e.V., DSS-Arbeitspapiere, Heft 94, Dresden 
2009.) 


